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Auf die Vorwürfe der Strafanzeige wird wie folgt Bezug genommen: 
 
 
Die „Strafanzeige wegen Beleidigung u.a.“ ist haltlos. 
 
1. Zunächst ist festzustellen, dass die „Betreuungsqualität“ des Leistungssachbearbeiters 
Braukhaus ursächlich für die Strafanschuldigung ist. Dabei wird eingeräumt, dass es am 
24.06.2010 zu einer emotionalen Überreaktion gekommen ist für die sich der Angeschuldigte 
aber später auch vor Zeugen entschuldigt hat. 
 
2. Der Angeschuldigte war zuvor durch den Sachbearbeiter und dessen Vorgesetzte massiv 
in seinen verfassungsmäßig zugesicherten Grundrechten verletzt und nach Leib und Leben 
in seiner ganzen Existenz bedroht worden. Der Situation lag ein Bedrohungserleben von 
Ausgeliefertsein und Hilflosigkeit, also eher Verzweiflung und Notwehr zugrunde.  
 

GG Art 1 
(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist 
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen 
Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen  Gemeinschaft, des Friedens und der 
Gerechtigkeit in der Welt. 
(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und 
Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 
 
 
GG Art 2 
(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er 
nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder 
das Sittengesetz verstößt. 
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die 
Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines 
Gesetzes eingegriffen werden. 
 
GG Art 12 
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu 
wählen. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes geregelt 
werden. 
(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im Rahmen 
einer herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen 
Dienstleistungspflicht. 
(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung 
zulässig. 
 
GG Art 20 
(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer 
Bundesstaat. 
(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und 
Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden 
Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt. 
(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende 
Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden. 
(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle 
Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist. 

 
3. Unter dem Vorwurf „wiederholten Fehlverhaltens“ und missbräuchlicher Anwendung einer 
„Eingliederungsvereinbarung“ verweigerte die ARGE Märkischer Kreis dem Angeschuldigten 



das sozialstaatlich gesicherte soziokulturelle Existenzminimum, einschließlich der Kosten der 
Unterkunft zu 100%. Damit nahm die ARGE MK billigend in Kauf, dass der Angeschuldigte in 
Kürze ohne Nahrung und Obdach gestellt würde. 
 
Dass es dem Betroffenen nicht gelang ein solches „schleichendes Todesurteil“ emotionsfrei 
zu akzeptieren ist Kern dieser Strafanzeige. Hinzukommt, dass die zur Begründung vorge-
tragenen Behauptungen in der dargelegten Weise nicht stimmen und entlastende Belege 
nicht benannt werden. 
 
Internetrecherchen und Untersuchungen belegen unstrittig, dass Total-Sanktionen Auslöser 
für Suizide, Obdachlosigkeit und auch Verhungern in Deutschland waren und sind. Eine 
längst überfällige Überprüfung des § 31 SBG II ist beim Bundesverfassungsgericht anhängig. 
 
4. Dabei wirkt die Strafanzeige als grotesk und lebensfremd, wenn klägerseitig vorgetragen 
wird: „Bemühungen des Zeugen Braukhaus den Beschuldigten zu beruhigen, blieben 
erfolglos.“ 
 
Der Sachbearbeiter Braukhaus kann sich bei seiner offenen Missachtung des Grundgesetzes 
auch nicht einmal glaubhaft darauf berufen wollen, „dass er mit dem Bescheid die Verfügung 
seiner Fallmanagerin umgesetzt hat“  und gleichzeitig  noch für seine Person den Schutz durch 
eben dasselbe Grundgesetz für sich in Anspruch nehmen. Der „Kadavergehorsam bei 
offener Rechtsbeugung“ befreit nicht von Mitschuld. 
 
So steht dem Vorwurf einer Verbalattacke ein tatsächlicher „Angriff“ auf Leben und 
körperliche Unversehrtheit eines Erwerbslosen gegenüber. 
Und den verbalen Drohungen steht die rechtswidrige Gesetzesanwendung und eine 
Existenzvernichtende Totalsanktion entgegen. 
 
5. Soweit der Dienstvorgesetzte Peter Bill dem Angeschuldigten „nicht hinnehmbares 
Verhalten“ vorwirft und von der „Überschreitung einer Grenze des Zumutbaren“ spricht, ist 
festzustellen, dass die ARGE MK in der vorliegenden Anzeige unter Berufung auf das 
„Sekundärrecht“ § 31 SGB II für sich in Anspruch nimmt – nunmehr unter Einbeziehung der 
Staatsanwaltschaft – eine Legitimation zum Verfassungsbruch zu erschleichen. 
 
6. Außerdem ist der Staatsanwaltschaft zur Kenntnis zu geben, dass die hier im Sanktions-
bescheid erhobenen Vorwürfe in einem Einstweiligen Rechtsschutzverfahren durch  Beschluss 
des Sozialgerichts Dortmund widerlegt wurden. Die Sanktion musste zurückgenommen 
werden. Eine Eskalation war also bereits im Vorfeld vermeidbar.  
 

Beweis: Beschluss SG Dortmund, S 28 AS 2887/10 
 
Das Sozialgericht Dortmund hat endlich die Auffassung bestätigt, dass die ARGE MK noch 
nicht einmal den (verfassungsmäßig noch gar nicht überprüften) Anforderungen der derzeitigen 
SGB II-Rechtsprechung genügt. Damit ist festzustellen, dass bei Ermessenfehlerfreier 
Verwaltungspraxis keine Existenzangst auslösende Eskalation erfolgt wäre. 
 
Die offensichtlich hier zugrunde liegenden hausinternen Dienstanweisungen sind weder vom 
SGB II noch vom Grundgesetz gedeckt und hielten bereits einer ersten gerichtlichen Überprüfung 
nicht stand. 
 
7. Wie eine nach Leib und Leben bedrohte Person „völlig emotionslos und korrekt“ auf solch 
eklatante und Existenzbedrohende Rechtsbeugung durch eine Sozialbehörde reagieren soll, 
sollte einmal in einer gründlichen Studie ermittelt werden. 
 
8. Mit diesen Ausführungen wird der Antrag gestellt, Ermittlungen hinsichtlich der 
Sanktionspraxis der ARGE Märkischer Kreis vor dem Hintergrund der Verfassung der 



Bundesrepublik Deutschland einzuleiten. Dies erscheint dringend erforderlich ehe im 
Märkischen Kreis erste Sanktionierungs-Tote zu beklagen sind. 
 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Anlagen 
Sanktionsbescheid vom 23.06.2010 
Beistandprotokoll 0037 vom 01.07.2010 
Beschluss SG DO, S 28 AS 2887/10 ER, 05.07.2010 
 
 
Dirk Hardisty 
 
 



§ 185 Beleidigung 
Die Beleidigung wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe und, wenn die Beleidigung mittels einer Tätlichkeit begangen 
wird, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
§ 240 Nötigung 
(1) Wer einen Menschen rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit einem 
empfindlichen Übel zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Rechtswidrig ist die Tat, wenn die Anwendung der Gewalt oder die 
Androhung des Übels zu dem angestrebten Zweck als verwerflich anzusehen 
ist. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn der Täter 
1. eine andere Person zu einer sexuellen Handlung oder zur Eingehung der 
Ehe nötigt, 
2. eine Schwangere zum Schwangerschaftsabbruch nötigt oder 
3. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger mißbraucht. 
 
 
§ 241 Bedrohung 
(1) Wer einen Menschen mit der Begehung eines gegen ihn oder eine ihm 
nahestehende Person gerichteten Verbrechens bedroht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer wider besseres Wissen einem Menschen 
vortäuscht, dass die Verwirklichung eines gegen ihn oder eine ihm 
nahestehende Person gerichteten Verbrechens bevorstehe. 
 
 
 


